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Mehr Planung!
Henri Bernard

In dem Masse, wie die Auswirkungen des «Ölschocks» spürbar
werden, zeichnen sich auch die Phasen und die Ziele der Kämpfe ab,
die in den nächsten Monaten zu führen sind. Der Missbrauch
wirtschaftlicher Macht, Fehler in der Wirtschaftsführung,
Gleichgewichtsstörungen und mangelnde Zusammenarbeit in den Beziehungen

zwischen Ländern dürfen nicht nur zu Lasten der Arbeitnehmer
fallen, in dem Sinne, dass sie die Zeche zahlen für alle internen
Widersprüche des neokapitalistischen Systems, Widersprüche, die
sich im Laufe der Jahre gehäuft haben und jetzt noch durch die
Ölkrise verschärft worden sind.
Die Verteidigung der Kaufkraft der Arbeitnehmerfamilien ist zu einer
vordringlichen Aufgabe gewerkschaftlicher Aktionen geworden,
nachdem sich besonders seit 1969 die inflationären Tendenzen in
sehr vielen Ländern beschleunigt haben. Gewiss stehen die
Arbeitnehmer nicht schutzlos da: sie können hauptsächlich im Wege der
Tarifverhandlungen dafür sorgen, dass die Löhne Schritt halten-
jedenfalls in Ländern mit einer freien und starken Gewerkschaftsbewegung.

Aber wenn das Tempo der Inflation sich derart beschleunigt,

wie dies 1973 festzustellen war, wird sich der Schutz der
Arbeitnehmerinteressen als immer schwieriger erweisen und oft für
gewisse Gruppen nicht ausreichen, zum Beispiel für Rentenempfänger
und andere Sozialleistungsberechtigte.
Durch den besonders starken Preisauftrieb der Lebensmittel sind
die Reallöhne in vielen Ländern 1973 kaum gestiegen, was zu einer
Umverteilung der Realeinkommen zum Nachteil der Lohn- und
Gehaltsempfänger geführt hat. Die wichtigste Frage, die sich 1974

stellt, lautet: Darf sich das freie Spiel des Preismechanismus so
auswirken, dass die Benzinrechnung voll und ganz-ja, noch darüber
hinaus - von den Arbeitnehmern bezahlt wird? Die Preissteigerungen

bei den Ölimporten, die im Oktober und Dezember von den
Erzeugerländern beschlossen wurden, werden sich nach Schätzungen

für die Gesamtheit der Industrieländer auf 1,5 Prozent des
Bruttosozialprodukts belaufen. Die Spannen für Handel und Verarbeitung

sind so festgelegt, dass das Profitniveau erhalten bleibt oder
womöglich noch steigt; dies gilt auch für andere Erzeugnisse und
Dienstleistungen, die deshalb sprungartig ansteigen werden; im
Endeffekt müssen die Lohnabhängigen ein Vielfaches der ursprünglichen

Preiserhöhung zahlen, nämlich von 3 bis 6 Prozent.
Es handelt sich also darum, sofort einen noch stärkeren Anstieg
der Inlandspreise zu verhüten, der über die Gesamtkosten der Öl-
importe hinausgeht, um so die kumulativen Auswirkungen der Preis-
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erhöhungen bei Gütern und Dienstleistungen zu verhindern, vor
allem durch eine wirksame Kontrolle der Preise und Handelsspannen,
wie dies der gewerkschaftliche Beratungsausschuss bei der OECD
am 17. Januar 1974 empfohlen hat. Allerdings sind, sowohl was das
allgemeine Problem der Inflation wie insbesondere das der öl- und
Benzinpreise betrifft, im Jahr 1974 sehr viel weiterreichende
Massnahmen ins Auge zu fassen und ins Werk zu setzen.
Wenn jetzt die Grenze der Beschleunigung der Inflationsrate
überschritten wird, so wird dadurch selbst das Gleichgewicht in den
Sozialbeziehungen in Frage gestellt. Der nicht, oder nicht
ausreichend, kontrollierte Mechanismus der Preisbildung im neokapitalistischen

System hat bisher nicht nur alle Bemühungen um eine
gerechtere Einkommensverteilung vereitelt - jetzt wird angesichts
des Phänomens der «Stagflation» auch das Wachstum selbst und
der Einsatz der Arbeitskräfte und der materiellen Mittel betroffen.
Etwaige Bedenken der Behörden dagegen, vorhandene Preiskontrollinstrumente

wirksam einzusetzen und wenn nötig neue zu schaffen,
müssen überwunden werden. Wir können hier nicht sämtliche
antiinflationären Massnahmen aufzählen, die jetzt getroffen werden
mussten; jedenfalls aber sollten sie darauf abzielen, ein direktes
Eingreifen der öffentlichen Hand in den Prozess der Preisbildung zu
fördern. Es genügt, an die Aufzählung der Massnahmen zu erinnern,
die als Ergebnis der Weltwirtschaftskonferenz des IBFG im Juni 1971
aufgestellt wurden. Die damals verabschiedeten Empfehlungen
verurteilten die Anwendung inflationistischer Politik und einer
Einkommenspolitik, die der Natur des Problems keineswegs gewachsen
sind, sondern im Gegenteil die Ungerechtigkeit und das Ungleichgewicht

in der Einkommensverteilung noch verstärken. Dagegen
wurde darauf hingewiesen, dass die Gewerkschaften eine anti-inflationäre

Politik unterstützen würden, die auf volle Nutzung der
Möglichkeiten der Unternehmen, das heisst der Anlagen und Arbeitskräfte,

abzielen und die demokratische Funktion von Tarifverhandlungen

als wesentliches Mittel für den sozialen Fortschritt und als
stabilisierenden Faktor anerkennen.
Das Beispiel der Benzinpreise ist typisch für das oligopolistische
System der Preisfestlegung, wie es in wachsendem Masse von den
multinationalen Gesellschaften praktiziert wird, ein System, das der
IBFG in seiner Weltwirtschaftskonferenz 1971 als eine der
Hauptursachen für die Beschleunigung der Inflation angeprangert hatte.
Heute steht weit mehr auf dem Spiel als eine kurzfristige Maximie-
rung der Gewinne, vor allem durch Manipulierung der Transferpreise

in den internen Transaktionen dieser Gesellschaften, das
heisst zwischen Tochterfirmen in verschiedenen Ländern zur
Ausnutzung günstigerer Steuerverhältnisse oder vorhersehbarer
Schwankungen der Währungskurse. Es ist vielmehr die Fähigkeit
mächtiger privater Wirtschaftsinteressengruppen, unsere Volks-
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wirtschaften zu lenken und auszunutzen, um die es hier im Grunde
geht. In den 60er Jahren hat man den Ölgesellschaften gestattet,
die Abhängigkeit unserer Volkswirtschaft vom Öl über das vernünftige

Mass hinaus zu steigern; wird man jetzt diesen selben
Gesellschaften erlauben, die dominierende Stellung, die sie inzwischen
erworben haben, auch auf andere Energiequellen (Kohle, Gas, Uran,
Bitumensand und -schiefer) auszudehnen, eine Stellung, die sie mit
Hilfe der Superprofite im ölgeschäft von 1973 noch weiterhin werden
ausbauen können?
Die bisher getroffenen oder beabsichtigten Massnahmen, mit der
Energiekrise fertig zu werden, sind insofern unzureichend, als sie in
keiner Weise die Wirtschaftsstrukturen des Marktes, die für die
gegenwärtigen Schwierigkeiten verantwortlich sind, verändern und
andererseits sich in einem engen nationalen Rahmen halten. Es ist
also dringend erforderlich, die Aktion öffentlicher Stellen, vor allem
internationaler Institutionen zu verstärken. Vorrangig ist es hierbei,
eine öffentliche Geschäftsführung des europäischen Benzinsektors
zu erreichen mit einer Kontrolle der Bruttoimporte und ihrer Preise
sowie der Raffinerien und der Vermarktung. Auch die Benzinvorräte
mussten einer öffentlichen Kontrolle unterstellt werden. Die
Erschliessung neuer Energiequellen setzt so grosse finanzielle
Anstrengungen voraus, dass die erforderliche Besteuerungspolitik
ebensowenig wie die Wahl einer Energiepolitik und die Ausrichtung
der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung auf diesem Gebiet den
ölgesellschaften überlassen bleiben darf. Wie dies die Vertreter der
IBFG- und WVA-Organisationen bei ihrem Treffen im Rahmen des
Gewerkschaftlichen Beratungsausschusses bekräftigt haben, muss
sich eine Energiepolitik auf eine globale Behandlung gründen, die
sich nach den sozialen Entwicklungszieien der Länder richtet, und
sich unabhängig von dem Einfluss mächtiger Wirtschaftsgruppen
entwickeln, die bisher jede Planung und die Entwicklung ausgeglichener

Beziehungen zwischen Erzeuger- und Verbraucherländern
verhindert haben. Man sollte hinzufügen, dass sich in dieser
Hinsicht die Entwicklung der offiziellen Massnahmen auf eine Verstärkung

supra-nationaler Autorität, vor allem auf europäischer Ebene
stützen muss.
Der «Ölschock» stellt nämlich gewisse Grundgegebenheiten des
neokapitalistischen Systems, wie es sich im Laufe der letzten beiden
Jahrzehnte entwickelt hat, erneut in Frage. Vom Standpunkt der
Arbeitnehmer aus ergeben sich zwei Prioritäten für das Handeln der
offiziellen Stellen immer deutlicher: einerseits die erforderliche
langfristige Neuausrichtung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung

zur Verwirklichung vordringlicher sozialer Zielsetzungen. Die
kurzfristigen Wirtschaftsmassnahmen, die zur Wiederbelebung der
Wirtschaftstätigkeit erforderlich sind, müssen in dieser Perspektive
ein starkes und rasches Wachstum der öffentlichen Investitionen
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nicht nur im Energiesektor, sondern auch im öffentlichen Verkehrswesen
und bei den gemeinwirtschaftlichen und sozialen Einrichtungen

möglich machen. Andererseits musste eine gesteigerteinternationale Zusammenarbeit die erforderlichen Umstellungen der
Zahlungsbilanzen und der handeis- und währungspolitischen Beziehungen

gestatten, indem sie eine Vollbeschäftigung und die Verwirk-hchung vordringlicher sozialer Zielsetzungen sicherstellt. Insbesondere
sollten die Organisation des Rohstoffmarktes und die technische
und finanzielle Zusammenarbeit mit dem Ziel verstärkt werden

dCÄ"l!.Ker Wchaft der Entwicklungsländer zu fördern unddort die Vollbeschäftigung zu erreichen. Die Entwicklungshilfe ausöffentlichen Mitteln muss gleichfalls rasch ausgebaut werden, umde Entwicklungslander dahin zu bringen, mehr Einrichtungsgegenstande
und für die Bevölkerung lebenswichtige Erzeugnisse ein-

iü„ü ZU»«,°1neu'x^nd um gleichzeitig eine entsprechende Umstel-king der Wirtschaftstätigkeit der Industrieländer zu ermöglichen.Die Gewerkschaften haben wiederholt auf diese Prioritäten hinae-wiesen. Es muss alles geschehen, dass sie baldmöglichst ins Werkgesetzt werden. In diesem Sinne arbeiten auch die Gewerkschafts-
S2 nl5?u°nenauf nationaler und internationaler Ebene, im Rahmender EWG, der OECD oder auch des IBFG. Es ist zu hoffen, dass dienotwendigen Reformen nicht erst in letzter Minute erfolgen, wenn
«rrin^n6re- t.e'nget^n sind' die sicn die Arbeitnehmer gerneKre.n pochten, weil sie ja diejenigen sind, die im Ernstfall
hauptsächlich die Konsequenzen zu tragen haben.
Dieser Ausblick kann hier nicht abgeschlossen werden, ohne wenigstenskurz auf andere Faktoren der kurzfristigen Wirtschaftssitua-

rTu Ugehen-Ji!n!!:verläuft die Wirtschaftstätigkeit weiterhin in

derSS^ industrialisierte Welt hat soeben die Phaseder stärksten Wirtschaftsexpansion seit der Zeit des grossenAufschwungs im Anschluss an den Korea-Krieg erlebt. Einer der Fak-
Nachfra^,^fh ^^T maCnen'ist -e unzureichende interneNachfrage und besonders die rückläufigen Ausgaben der Lohn- undGehaltsempfänger, hervorgerufen durch das Nachhinken der Ge-
auLnpl^rn^ tnt?r ^cnen Preissteigerungen und die hierdurchH'J Umverteilung der Einkommen zugunsten der Profite.
mnnHy%anL9Samung könnte noch durch die antizipierte Besteue-
iflnn.ta„ rfrmen urd Lnternen Ausgaben im Anschluss an diejüngsten Erhöhungen der Benzinpreise verschärft werden. Ein wei-^fn^nt weniger beunruhigendes Element besteht in der Unsicheren*

lrJ?JeTirtlge" Lage' die das Vertrauen der Bevölkerungund der Wirtschaftskreise erschüttert. Die gleichmässige und gleich-zeit.ge Konjunkturentwicklung in der gesamten industriellen Welt
HnffnT S'%Seit 194! nicht mehr erlebt hat- 'ä^t uns nur wen g
durch Exporteeme aütomatiscne Stützun9 der Wirtschaftstätigkeit
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Aus der Gesamtheit der so gekennzeichneten wirtschaftlichen
Situationergeben sich die Linien unseres Handelns. Lohnverhandlungen
müssen, abgesehen von jeder Einkommenspolitik, den Löhnen
ermöglichen, den Vorsprung der Profite im Laufe des Jahres 1973
aufzuholen; sie müssen nicht allein den Arbeitnehmer für die
Preiserhöhungen entschädigen, sondern ihm auch eine echte Hebunqdes Lebensniveaus zusichern, entsprechend dem Wachstumspoten-t.al unserer Wirtschaft und vor allem zugunsten der sozial schlechtergeste Iten Schichten. Selektive Massnahmen zur Wiederbelebungder Wirtschaft müssen schleunigst von den öffentlichen Stellen
eingeleitet werden entsprechend den langfristigen Zielen einer Neu-
ausr.chtung der Wirtschaft zur Verwirklichung sozialer Forderungenund zum Ausbau der Wirtschaft der Entwicklungsländer. Vorrang
vl.fh u^MaSSna,hmen einzuräumen, die der Herbeiführung der
Vollbeschäftigung dienen. Nur unter der Voraussetzung einer
energischen Aktion der öffentlichen Stellen werden sich die Ungewiss-neiten, von denen die gegenwärtige Situation überschattet ist, be-beheben lassen.
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